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PB.Z-01-199 Kapitel 5: Zusammen leben

Antragsteller*in:  Simon Lissner (KV Limburg-Weilburg)

Anderungsantrag zu PB.Z-01

Von Zeile 199 bis 208:
199 217 Ra55|smus |st Realltat im Alltag, auf der Stralle, im Netz |n Instltutlonen—EF

%%Wahrend d|e Artlkel 1,2 und aHe—FeFmeq—ven—DrsleFm-merqgen—steHen
aiehtAur3 unserer Verfassung (Grundgesetz) eine groRe-Gefahrfar-die betroffenen
Menschen dar, sondern bedrohen auch das gleichberechtigte  und friedliche
Zusammentebeneindeutige Sprache sprechen, stellen wir schwere gesellschaftliche

und institutionelle Defizite im Umgang mit Rassismus in Deutschland fest. Wir wollen
den Schutz vor und die Beseitigung von Diskriminierungen und strukturellem
Rassismus mit-eirem-staathichenr-Gewadhrleistungsanspruch-irgemal unserer
Verfassung. Nach der Verfassung-verankern—erganzend-zurtberfalligenzeitgemalen
und umgesetzten Ersetzung des Begriffs ,,Rasse” sowie-derexplizitenBenrennungdurch

die Einfugung eines Diskriminierungsverbotes "aus rassistischen Grunden”, mussen
die Anstrengungen zur Beseitigung von Diskriminierung aufgrund-sexueller
tdentitatund Rassismus verstarkt werden. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(ADS) muss unabhangiger und wirkmachtiger werden - mit mehr Personal, Budget und

Von Zeile 211 bis 213:

soll zu einem echten Bundesantidiskriminierungsgesetz weiterentwickelt werden. Das
Netz zivilgesellschaftlicher Beratungsstellen soll flachendeckend-ausgebautso
finanziert werden, dass diese planungssicher und kontinuierlich ihrer Aufgabe
nachkommen kdnnen. Das Damoklesschwert des jahrlichen Mittelentzugs wollen wir
beseitigen. Aulerdem wollen wir einen flachendeckenden Ausbau und in den
staatlichen Institutionen sollen Anlaufstellen geschaffen werden. Wir werden die
Forschung zu

Von Zeile 216 bis 217 einfugen:

staatliche Institutionen durchfihren. Antirassismus, Antidiskriminierung und
Postkolonialismus wollen wir in Lehrplanen verankern. Die Umsetzung einer Strategie
.Null Toleranz” bei Rassismus, Antisemitismus und allen Formen der
Menschenverachtung muss zur Chef*innen-Sache werden (Kanzler*in).

Begrundung

Unsere Verfassung lasst in dieser Frage keinen Raum fur Missverstandnisse. Deshalb
mussen wir die Forderung der Durchsetzung der Verfassung an die Regierenden
stellen. Die Teilverlagerung der Verantwortung in dem Text (wir alle) lenkt davon ab.
Unsere Wahler*innen und wir Wahlkampfer*innen wollen nicht paternalistisch belehrt
werden, sondern in dem Wahlprogramm soll klar und deutlich stehen, wie wir den
Schutz vor Rassismus im Parlament und ggf. in einer Regierung umsetzen wollen. In
dieser Frage haben wir die Verfassung auf unserer Seite. Wir wollen darauf bestehen,
dass die Verfassung eingehalten wird.
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weitere Antragsteller*innen

Tabitha Elkins (KV Erlangen-Stadt); Jeanne Emilia Riedel (KV Munchen); Karl-Wilhelm
Koch (KV Vulkaneifel); Frédéric Zucco (KV Augsburg-Stadt); Fritz Lothar Winkelhoch (KV
Oberberg); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Ralf Henze (KV Odenwald-
Kraichgau); Ali Demirhan (KV Herzogtum Lauenburg); Clara-Sophie Schrader (KV
Berlin-Pankow); Kerstin Dehne (KV Minchen); Anna Katharina Boertz (KV Celle); Jens
(Jan) Erdmann (KV Munchen); Hans Schmidt (KV Bad Tolz-Wolfratshausen); Verena
Fuchslocher (KV Mannheim); Andrea Schwarz (KV Karlsruhe-Land); Lene Greve (KV
Hamburg-Altona); Manuel Muhlbauer (KV Furth-Land); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Gregor Kaiser (KV Olpe); Steffen Pichl (KV Fulda); Josef
Reitemann (KV Markisch-Oderland)

Seite 2



	PB.Z-01-199 Kapitel 5: Zusammen leben
	Änderungsantrag zu PB.Z-01
	Von Zeile 199 bis 208:
	Von Zeile 211 bis 213:
	Von Zeile 216 bis 217 einfügen:

	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


